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Erstes  Kapitel 

Die Familie in Staat und Gesellschaft 

Die Verfassung stellt die Familie unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung. Dafür gibt es mehrere Gründe. Das Leben mit Kindern ist ein individuel-
ler Lebensentwurf,  der vom weitaus größten Teil der Bevölkerung angestrebt wird. 
Familien leisten durch die Betreuung und Erziehung der Kinder einen wichtigen 
Beitrag zum Fortbestand und zur Entwicklung der Gesellschaft. Die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit der Familien ist daher von großem gesellschaftlichem Interesse. 

Die Situation der Familien gibt jedoch zu denken. M i t der Gründung einer Fami-
lie gehen erhebliche ökonomische Belastungen einher. Trotz der öffentlichen  Mittel, 
die für Familien aufgebracht werden, ist ihre finanzielle Lage im Vergleich zu Ledi-
gen und kinderlosen Ehepaaren bis in die mittleren Einkommensschichten kritisch. 
Neben den direkten finanziellen Aufwendungen für Kinder fallen vor allem die ent-
gangenen Erwerbseinkommen infolge eingeschränkter Erwerbstätigkeit und gemin-
derter Erwerbschancen sowie die sozialversicherungsrechtlichen Folgewirkungen 
ins Gewicht. Die wirtschaftlichen Belastungen führen zu sozialen Benachteiligun-
gen. Familien sind den Mobilitäts- und Flexibilitätsanforderungen des modernen 
Erwerbsarbeitsmarktes weniger gewachsen, steigende Mieten verdrängen kinder-
reiche Familien aus den bevorzugten Wohngebieten, Veränderungen der sozialen 
und natürlichen Umwelt erhöhen den Betreuungsaufwand für Kinder. Zunehmend 
treten die gesundheitlichen Gefährdungen, die Belastungen der sozialen Beziehun-
gen und die Bildungsrisiken zutage, denen Kinder ausgesetzt sind, wenn sie dauer-
haft in wirtschaftlich schwierigen Verhältnissen leben. Nicht zuletzt gefährden die 
wachsende Kinderlosigkeit und die sinkende Geburtenrate den Bestand der Gesell-
schaft und ihrer sozialen Sicherungssysteme. 

Offenbar  besteht eine Diskrepanz zwischen den Leistungen der Familien und ih-
rer gesellschaftlichen Anerkennung. Die tatsächlichen Möglichkeiten eines Lebens 
mit Kindern und einer auf Familie und Beruf gerichteten Lebensplanung bleiben 
hinter den Interessen und Wünschen der Familien zurück. Es spricht vieles dafür, 
daß der verfassungsrechtliche  Schutz der Familie nicht hinreichend verwirklicht ist. 
Insbesondere die wirtschaftliche und soziale Lage der Familien deutet auf einen un-
zureichenden Schutz hin. Diesen Mangel zu beheben ist zuvörderst Aufgabe der Po-
l i t ik. Diese aber ist an den Handlungsrahmen der Verfassung, hier des Art. 6 GG ge-
bunden. 

2 Tünnemann 
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A. Die rechtliche und wirtschaftliche 
Ausgangslage der Familien 

I. Der Begriff  der Familie 

Es gibt weder im Alltagsverständnis noch in den Wissenschaften eine einheitliche 
Auffassung  darüber, was unter dem Begriff  der Familie zu verstehen ist. Familie kann 
in einer weiten Bedeutung die Gruppe von Menschen bezeichnen, die miteinander 
verwandt, verheiratet oder verschwägert sind, gleichgültig, ob sie zusammen oder 
getrennt leben und wirtschaften, ob die einzelnen Mitglieder noch leben oder bereits 
gestorben sind. Familie kann als Folge von Generationen angesehen werden, die bio-
logisch, sozial oder rechtlich miteinander verbunden sind. Nach einem engeren Fa-
milienverständnis ist Familie eine in einem gemeinsamen Haushalt lebende, aus Va-
ter, Mutter und einem oder mehreren Kindern bestehende Personengruppe. Daneben 
gibt es Menschen, die ohne biologische oder rechtliche Verbindung in einer Haus-
haltsgemeinschaft zusammen leben und wirtschaften und sich als Familie verstehen. 
Je nach Sachzusammenhang bezeichnet der Begriff  der Familie unterschiedliche Le-
bensformen. Eine Definition des Familienbegriffs  muß sich daher am jeweiligen Un-
tersuchungsgegenstand orientieren. Dabei darf  sie die Realität der in der Gesellschaft 
verwirklichten Formen privater Lebensgestaltung nicht aus dem Blick lassen.1 

Bei der Betrachtung der Familie im Hinblick auf die Kindererziehung bildet das 
Merkmal der Elternschaft  das konstitutive Element. Mit dem Begriff  der Familie 
sollen daher die Privathaushalte bezeichnet werden, in denen Vater und Mutter oder 
auch nur ein Elternteil mit einem oder mehreren leiblichen oder adoptierten minder-
jährigen Kindern zusammenleben. Darunter fallen neben den Familien im engeren 
Sinn, in denen die verheirateten Eltern mit ihren Kindern eine Lebens- und Haus-
haltsgemeinschaft bilden, auch die Gemeinschaften, die aus einer nichtehelichen 
Partnerschaft  Lediger, Getrenntlebender, Geschiedener oder Verwitweter mit ge-
meinsamen Kindern (Familien ohne eheliche Grundlage) oder mit Kindern aus frü-
heren Lebensgemeinschaften (Stiefelternverhältnisse)  bestehen. Auch die Lebens-
und Haushaltsgemeinschaften Alleinerziehender mit ihren Kindern fallen unter die-
sen Familienbegriff. 2 

Mit diesem Familienverständnis werden alle privaten Lebensformen erfaßt,  in de-
nen Erziehungsleistungen für Kinder erbracht werden. Dadurch wird dem Umstand 

1 Vgl. Bundesministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  (BMFSFJ),  Familien 
und Familienpolitik im geeinten Deutschland - Zukunft des Humanvermögens. Fünfter Fami-
lienbericht, 1995, S. 23 f.; Heinz  Lampert,  Priorität für die Familie. Plädoyer für eine rationale 
Familienpolitik, 1996, S.7ff. 

2 Vgl. Heinz  Lampert,  Priorität für die Familie. Plädoyer für eine rationale Familienpolitik, 
1996, S. 8f.; Volker  Teichert,  Familie und Gesellschaftsstruktur,  in: Volker Teichert (Hrsg.), 
Junge Familien in der Bundesrepublik. Familienalltag - Familienumwelt - Familienpolitik, 
1990, S. 11 ff.;  Irene  Gerlach,  Familie und staatliches Handeln. Ideologie und politische Praxis 
in Deutschland, 1996, S.20ff. 
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Rechnung getragen, daß - obwohl die herkömmliche Zwei-Eltern-Familie mit Ehe-
schließung die überwiegende Familienform darstellt - der Antei l sonstiger familia-
ler Lebensformen stetig zunimmt.3 In den alten Bundesländern machen die Famili-
enhaushalte, in denen Eltern (einschließlich Alleinerziehender) mit Kindern zusam-
men wohnen, insgesamt 37 % aller Privathaushalte aus. Der Antei l der Alleinerzie-
henden liegt bei etwa 6 %.4 Die Zahl der Kinder alleinerziehender Mütter und Väter 
hat im Lauf der Zeit zugenommen, jedoch verbringen nach wie vor nahezu 90 % al-
ler Kinder ihre Kindheit und Jugend mit zwei Elternteilen (einschließlich der Stief-
elternverhältnisse).5 Die Ein-Eltern-Familie ist weithin eine Übergangsform;  nur 
etwa 1 % aller Kinder wachsen dauerhaft  allein bei einem Elternteil auf. 6 

Von der Beschreibung der Situation der Familien auf der Grundlage dieses Fami-
lienverständnisses ist die sich anschließende Frage zu trennen, inwieweit ein staat-
licher Ausgleich für die Belastungen und Leistungen durch die Übernahme der El-
ternverantwortung von Familienstand und Familienstruktur abhängig gemacht wer-
den kann und ob auf diese Art und Weise bestimmte familiale Lebensformen beson-
ders unterstützt und gefördert  werden müssen oder dürfen. 

I I . Die wirtschaftliche Lage der Familien 

In einer marktwirtschaftlich  geprägten Wirtschaftsordnung ist das Einkommen 
der zentrale Bestimmungsfaktor für die äußeren Lebensbedingungen. Der wirt-
schaftliche Handlungsspielraum der Familienhaushalte aufgrund des effektiv  ver-
fügbaren Einkommens ist durch die finanzielle Belastung durch Kinder erheblich 
eingeschränkt. Die Geburt und die Versorgung eines Kindes führt  zu einem deutli-
chen Absinken des der Familie zur Verfügung stehenden Pro-Kopf-Einkommens, 
insbesondere wenn ein Elternteil (meist die Mutter) die Erwerbstätigkeit unterbricht 
oder aufgibt. Die Einkommenslage der Familienhaushalte ist in allen sozialen 

3 Diese als Pluralisierung der Lebensformen bezeichnete Entwicklung bedeutet nicht den 
Anstieg der Zahl der Lebensformen nach ihrer Art, sondern die quantitative Zunahme be-
stimmter Lebensformen; vgl. Heinz  Lantpert,  Priorität für die Familie. Plädoyer für eine ratio-
nale Familienpolitik, 1996, S.9f.; Bundesministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Ju-
gend  (BMFSFJ),  Familien und Familienpolitik im geeinten Deutschland - Zukunft des Hu-
manvermögens. Fünfter Familienbericht, 1995, S.70f. 

4 Im Vergleich zu den Ländern der EG hat die Bundesrepublik den höchsten Anteil an Ein-
personenhaushalten und den niedrigsten Anteil an Haushalten mit mehr als drei Mitgliedern; 
vgl. Bundesministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend  (BMFSFJ),  Familien und 
Familienpolitik im geeinten Deutschland - Zukunft des Humanvermögens. Fünfter Familien-
bericht, 1995, S.58ff. 

5 Die meisten Kinder wachsen mit einem Geschwister auf. Der Anteil der Einzelkinder liegt 
bei 30 % und ist im internationalen Vergleich sehr hoch; vgl. Bundesministerium  für  Familie, 
Senioren,  Frauen  und  Jugend  (BMFSFJ),  Familien und Familienpolitik im geeinten Deutsch-
land-Zukunft des Humanvermögens. Fünfter Familienbericht, 1995, S.55. 

6 Max  Wingen,  Familie - ein vergessener Leistungsträger?, 1995, S. 13 ff. 
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